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Beginn der Sitzung: 15 Uhr 05 Minuten. 
Bundesrat Dr. Duschek: Hoher Bundesrat! Es ist ein einzigartig'er Notst8!l1d, in dem wir 

Der Vorsitzende des Bundesrates Ho n a y, uns befinden. Es soll kein Präjudiz sein, wenn 
der krank ist, dtarf a·uf ärztlichen Befehl daJS .ich als' der an zweiter Stelle vom Lande Wien 
Bett nicht verlassen; der erste Vorsitzende- 1 für den Bundesrat namhaft gemachte Ver­
Stellvertreter O:r. Die n s t 1 e d e, rist ge:stor- ! tre'ter die Sibung eröffne und die für heute 
ben, der zweite Vorsitzende-Stellvertreter vorgesehene W ta h I des· e 'I' s t 'e n Vor s i t­
Mo ß ha m m ,e 1', der einen AutounfaH erlit- z e 11 den - S tell ver t r e t e I' s für den ver­
ten hat,ist nMh seiner GenASung rückfällig storbenen Dr. Die n s t I e der vornehmen 
geworden und gleichfalls bettUigprig. Wir lasse. Ich werde dies aber nur tun, wenn alle 
haben ·heute daher keinen Vorsitzenden, der Anwesenden damit einverstanden sind. Ist 
d.ie Sitzung eröffnen und führen könnte. Die jemand geg.en meinen Vorschlag? (Niemand 
heute einberufene Sitzung auf ,einen späteren meldet sich.) EiS ist niC'ht der Fall. Ich werde 
Termin zu verschieben, ersC'hien jedoch im daher die W.ahl d'es ;er:sten Vorsitz.enden-SteH­
Hinblick auf die Dringlichkeit der Vorlagen vertreters vornehmen lassen, und zwar: per 
nicht erwünscht. I acclamationem, wenn kein Widerspruch er-

s 

6. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 1 von 11

www.parlament.gv.at



30 6. Sitzung des Bundesrates der Republik österreich. - 7. März '1946. 

hoben wird. (Nach 'einer Pause.) Es ist keine 
Einwendung e-rhoben worden, es bleibt bei 
meinem Vorschlag. 

Im Einv,ernehmen mit den Part,eien schlage 
ich vor, das Mitglied des Bundesrates Joset 
H ehr 1 zum ersten Vorsit~enden-Stellvertre­
ter zu wählen. Wer für meinen Vorschlag ist, 
\voUe die Hand erheben. (Geschieht.) Heu 
Bundesrat Joslet Reh r 1 ist somit ein s ti m­
m i g zum ersten Vorsitzen:den-Stellvertreter 
g e w ä hIt. Ich ersuche ihn, den Vorsitz ZJU 

übernehmen und die weiteren Verhandlungen 
zu leiten. 

Vor,sitzend,er-Stellvertreter Reh r 1 über­
nimrnt den Vorsitz und erk1ärt das Pro t 0-

k 0 11 über die Sitzung vom 6. Februar 19"'16 
als gen e h m i g t. 

Bun~desrat Z i n g 1 und der gleichfalls zum 
erstelllmal im Hause ·erschienene ;ßund'esrat 
Dr.-Ing. . L e c h n er leist.en die An g e­
lob u n g. 

Bei den, .auf Vorschl~g des Vorsitzenden­
Stellv,ertreters durch Handerheben vorO'e­
nommenen Aus IS C h u ß wa h 1 e n werden 
an St.elle Dr. DiensHeders Bundes-rat Dr. In­
genieur L e c h 11 er zum 0 b man 11 des 
U n ve r ein b ,a r k e i t sau s s c h u.s ses, 
Bundesrat Z i n g 1 in den Ausschuß für A u s­
w ä r t i g e A TI gel e gen h e i t·e n und in 
den Aiuss.chuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegen.heiten ,gewählt. An SteHe des 
Bundesr,ates Dr. Stampfl, der sein Aus­
tS!'hußmandat zurückgelegt hat, wird Bundes­
rat Langthaler in den Ausschuß 
fü r w.i r t s c h a f t I ich e A n gel e g e n­
h e i t e 11 gewählt. 

Dem Bundesrat Dr. La tz k a wird ein vier­
wöchiger K r an k e nut l'n II b erteilt. Vorsitzender-Stellvertreter: Wir gelangen 

nunmehr zu jenen Gesetzesbeschlüssen des 
E n t sc h u 1 d i g t sind die Bundesräte Nationalrates, die d.er Herr Bundeskanzler 

E g gen d 0 r f e rund Mo ß h a.m m e r. . , dem Bund,esrat zur Beratung übermittelt hat.' 

Gemäß § 28 B der Geschäftsordnung werden De,r Vorsitzende hat diese Vorlagen gemäß 
die durch das Ableben Dr. Die n s t l-e der s § 29 der Geschäftsordnung den Obmännern 
notwehdig gewordenen Erg ä n zu n .g s- I der zu.ständige.n Aussch~sse zur Vor~erahmg' 
w'a h 1 e n für die Ausschüsse aui die TaO'es- zugewIesen. D,le Ausschusse ,haben dIese Ge­
ordnung gesetzt. ~ setzesbesc.hlüsse des N.ationalrates gester~ 

vorberaten. Gemäß § 30 der Geschäfts­
ordnung stelle ioh den A n t r ,1;\ g, von der 
Vervielfältigung und von der 24stüllldi.gen 
Frist zur Verteilung der Ausschußberichte 
Abst,and zu nehmen und die Vorlagen auf 
Grund m ü n d 1 ich e r iBerichterstattung S 0-

i 0 r t in Verhandlung zu' ziehen. 

Eingelangt,; ist das nachfolgende S c h r e i­
ben d·er Landeshauptmannschaft 
der S t eie r m a r k: 

"In dei' Sitzung des Steiermärkischen 
Landtages vom 12. Dezember 1945 wurde 
Herr Josef Z i n g 1, Bauer in Sc h äff ern, 
Bezirk Hartberg, Steiermark, zum Ersatz­
mann in den Bundesrat gewählt. 

Nach dem Ableben des Herrn Bundes: 
rates Professor Dr. Alois Die n s t I e der 
wird nunmehr Herr Josef Z in g I als Mit­
glied in den Bundesrat entsendet. Dem Ge­
nannten wi,rd gleichzeitig die Bescheini­
gung .ausg.estellt, wie sie zufolge 'des Er:­
suchens der Padamentsdirektion vom 
12. Dtezember 1945 den Mitgliedern d,es 
Bundesrates -eingehändilgt worden ist. Unter 
,einem wird bei der zuständigen Bezirks­
hauptmannsCIhaft die Besorg.ung der rosa 
Heisegeollehmi,gung ver anlaßt. , 

Hievon wird mit der Bitte Mitteilung ge­
macht, wegen Zusendoog der Einladungen 
zu den Sitzungen des Bundesrates und der 
sonst notwendigen Verfügungen dias' Wei­
tere zu veranlassen. 

G ra z, 8. F,ebruar 1946. 

Der Lande:shauptmann: 

gez; Pirchegger." 

Der Antr.ag w.lrd nadl Konstatierung der 
Be s chi uß f ä h i g k e i t, mit der vorge­
schriebenen Z w eid r i t tel me 11 rh ei t 
a n gen 0 m m e n. 

Der nächste Punkt der T,agesordnung ist 
der Gesetzesbescihluß des Nation.alrates vom 
15, Februar 1946, betreUend Bundesverias­
sungsgesetz über die Siche.listellung der für 
den Wiederaufhau .erforderlichen Arbeits­
kräfte (A rb e i t.s p f I ich t ge set z). 

Berichterstatter Mantler: Hoher Bundesrat! 
Das vorliegende Gesetz' hat in d.er öffent­
lichkeit eine versc'hiedellartige Aufnahme ge­
funden, vor allem anderen infolge der ein­
schneid,enden' Bestimmungen, die dieBes Ge­
setz enthält, und zwar sowohl hinsichtlich 
der Betriebe als auch hinsichtlich de:r Ar­
beiters~hait. In dem Gesetz ist vorgesehen, 
daß für gewi,sse von den~uständigen SteHeIl 
aufzuzeigende Aufgaben nicht nur sonst Be­
schäftigungslose oder Nationalsozialisten, die 
unter die bekannten P'aragraphen fallen, oder 
aber Arbeitsscheue herangezogen wß<rden, um 
plötzlich ,anfallende Arbeiten ,zu verrichten, 
sondern daß darübe,r hinaus zur Wiederauf-
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bauarbeit und rur Sicherung der Ernährung brauchbare Menschen, brauchbare Wirt­
auch Alrbeitskräfte herangezogen werd,Em kön~ schafter zu mach.en. Man, hört oft sagen ~ 
nen, die 'sich in StelllWlg befinden, die also auch in ausländischen Zeitungen liest man 
in Betrieben heschäftigt sind. Es ist begreif- ,es -, daß .in österreich eigentlich zu wenig 
lieh, daß ·sowohl verschiedene Betriebe als gearbeitet werde. Es könnte der Wiederauf­
auch die Arbeite~sc·haft solcher Betriebe da- bau schon vi,el' weiter fortgeschritten sein, 
durch, und zwar mit Recht, beunruhigt wer- wenn die Arbeitsleistung hier in österreich 
den, denn" es wird immer wieder die Frage eine größere wäre. NlUn, wenn man diese Er­
entstehen, ob ein Arbeiter od,er ein Ange- schetnungen betrachtet, die sioherlich vor­
steHter, der heute seinen Betrieb verlassen hanruen sind, dann muß man :auch n,ach den 
muß, nachträglich auch wieder die Möglich- Ursachen forschen. Man wird dann f:eststellen 
keit erhält, in seinen Betrieb zurückzukom- müssen, daß das, was hier in österreich unter 
men ode.r ·eine gleichartige Beschäftigung zu den gegebenen Umständen von ·f.ast allen 
find·en. .scruClhten der ,Bevölke-cung geleistet. wird, 

Die Bestimmungen des Gesetzes g,eben wohl alle,r Anerkiennung wert ist und daß 
also schon die BereCihtigung ZlU einer ge- man unter Berüc~s:ichtigung dieser Umstände 
wissen Unruhe; es wird daher notwendig keinesweg.s davon sprechen darf, daß Ihier in 
sein, daß man bei der Durchführung dieses österreich zli wenig gearbeitet werde. Wir 
Gesetzes von -diesen Zwangsbestrimmung,en brauchen hier iIlureinen Faktor in Erwä­
mögLichst wenilg und möglichst sparsam, also gung zu 'ziehen und zu berücksichtigen, und 
nur :in einzelnen Fällen, Gebrauch macht. das ist di'e Ernährungslage, wie sie in öster­
Der Zwang wird ja von den Mens-chen, die reich besohaffen ist. Wenn wir uns vorstellen, 
die faschistische Period·e hinter sich haben, unter welchen Umständen di.e Menschen 
an und für S1ioh als außerordentlich drückend heute iohr Leben fl'li,sten, mit welch ge-ring­
empfunden, und mit den verschiedenen Ar- fügigen Rationen sie auskommen müss.en, 
be.itspflichtgeset7ien, die in den verschiede- -dann muß man f:esltstellen, daß in Anbetracht 
nen Staaten, wie ja auch hier bei uns, den dessen die Arbeitslei,stung noch immerhin 
Zwang angewendet haben, um Mens,chen zuraußerordentlioh hoch ist. 
Arbeit anzuhalten, wurden zumeist ni"ht die Ich möchte da ein paar Mitteilungen 
besten Erfahrungen gemacht. Wilr müssen maClhen, die vor wenigen Tagen der Arbeiter­
aber auch feststiellen, . was uns in österreich kammer in Wien zUgiekommen sind und die 
lind was besonders unsere A.rbeiterschaft an- darübe.rein auf,schlußreiches Bild geben. Im 
langt, daß hier ein Aufbauwille vorhanden Triestingtal wurde von eine-m Gemeindearzt 
ist, der nicht erst durch einen Zwang hervor- berichtet, daß die ün Jänner ausg.egebenen 
gerufen oder verstärkt werden mlUß. Lebensmittel einen täglichen Kalorienwert 

Wenn wir abe.r bei v,er,hältnismäßig we- von 441 darstellten. Die,se Menge an Kalo­
nigen Schichten im V,ergleicoh ZJur Gesamtheit rien bleibt also weit hinter dem zurück, was 
der Bevölkerung davon sprechen müssen, eigentlich auch für ganz Niederösterr.eich 
daß sie das Be,streben haben, !:lich der Ar- gelten soll, und reicht auch nicht im entfern­
beitspfli.eht, der Pflicht, am Wieder- tesben -an die, Bedürfnisse eines 'erwac.hsenen 
aufbau unseres Landes mitzuhelfen, zu Menschen ltin. Aus Dürnkrut wird ebenfalls 

vom Gemeind-earzt beriClhtet - Dürnkr:ut ist 
ent~iehen, dann ist atn Eingreifen sicherlich 
berechtigt. innerhalb der Kornkammer österreich.s ge-

legen -, daß dieErwa~hsenen durcbschnitt-
Auch hinsiohtlich der Jugend ist es nötig, lieh eine Gewichtsabnahme von 25 kg auf­

geeignete Maßnahmen 'ZIU tr.eUen, um die Ju- weisen, .daß sie nur mehr selhrbedingt ar­
gend, di,e vielfach in den vergangenen Jahren beitsfähig und gänzlich widerstandslos gegen 
zu positiver Arbeit nicht angehalten wurde infektiöse Krankheiten sind,da 'sie die Ab­
lmd die dalher da,s Arbeiten eigep.tlich nicht wehrkräUe niClht mehr in sich haben, um 
erlernt hat, für ·die Arbeit ZlU ,erziehen und Bazillen 'abzuwehren. 
sie in den Arbeitsprozeß einzugliedern. 

So ist al,so die E'rnährung,slage beschaffen, 
Der F.all ist aber auch hier so, daß Zwangs- unter denen die österredehische Bevölkerung 

maßnahmen allein nicht ,genügen, sondern zu arbeiten :hat. D.aZlu kommen noch andere 
daß die ErziehUlllg der Jugend und die Fälle. Von der Zuckerfabr.ik in Dürnkrut 
Wiedereingli.ederung der Jugend in den Ar- waren heute Vertreter in der Arbeiter­
beitsprozeß vor allem anderen -auch ein psy- k,ammer,die darauf verwiesen haben, daß es 
chologisehes Problem darstellt. Wir dürfen trotz dieser Verhältnisse, die 'dort herr.schen, 
nicht über;sehen, daß also im Zusammenhang notwendig ist, mit allen Mittem.dlesen 
mit solchen Maßmllhmenauch andere Maß- Fabriksbetrieh in Gang zu setzen, um im 
na:hmen Hand in Hand gehen müssen, um aus Herbst in der K8llIlpagne wieder Zucker ef­
dieser Jugend brauchbare Staatsbürger, zeugen ru können. Aber sie klagen, daß e,s 
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ihnen nioht nur an Lehensmitteln fehlt, son­
de:N1an Unterkünften, um Arbeitskräfte, dli,e 
dort benötigt werden, hinziehen zu können.. 
Si·e brauchen millldestens für 200 Menschen 
Unterkünfte, sie brauchen Arheitskleider, 
Schuhe usw., was alles nicht vorhanden ist. 

Wie wirkt sich nun dies alles in gesund­
heitlicher Hinsicht aus? Vor eiJnigen. T.agen 
hat die Wiener Geb.ietskrankenkasse den 
Stood vom 2. Februar mit 20.633 Erkrankten 
angegeben. Davon leiden 20.8 p.rozent an 
Lungenerkr.ankungen, 7.8 Prozent an Er­
schöpfUJI1gszustäinden, Anämie oder Schwäche, 
14 Prozent an Ruhr, Typhus usw. Die Zahl 
der U nfäUe, die duroh .körperliche Leistungs­
unfähigkeit hervorgerufen wurden, ist gegen­
über dem vergangenen Monat wesentlioh ge­
stiegen. Aus Weißenbach im Triestingtal 
wird mitgeteilt, daß die Zahl der Todesfälle 
im Jänner d. J. ,dreimal so hoch war als in 
der Kriegszeit, daß ,im Jänner d. J. seehs 
Todesfälle verzlenchnet 'sind, wobei die Todes­
ursache Hunger war. Die Wiener Arbeiter­
kammer veranstaltet derzeit eine Unte·r­
suclmng der in Beschäftigung stehenden Per­
sonen, vor allem der Lehrling,e. Bisher wur­
den 2000 Lehrlinge untefiSuoht, darunter 
solcthe jener Gewerbe, die eigentlich verhält­
nismäßi.g nOClh günstiger mit Lebensmitteln 
versorgt sind, wie die der BäCker, Fleischer 
und Gastgew.erbe. Von diesen 2000 Unter­
suchten waren nur 20 Prozent ohne Befund, 
35 Prozent mitei:nem Befund II (schwerer 
Unterernährung) und die restlichen mit be­
ginnend,er Tuberkulose, tuherkulosengefähr­
det usw. 

Das sind die Gesundheitsverhältniss:e, wie 
sie sich dur,ch die jetzigen Zuständ'e ent-· 
wickelt haben. Unter solchen Umständen 
kann maai wohl wahrUch nicht davon 
sprechen, daß die Arbeitsfreudigkeit ni.,ht 
vorhanden wäre, wenn man zugleich fest­
stellen muß, daß im Monat F,ebruar die 
Wiener Gebietskrankookasse fast 8000 Neu­
anmeldungen an Versicherten ZIU verzeichnen 
h.atte - und all dies ohne einen Zwang zur 
Arbeitsleistung, ohne ein Arbeitspflichtgesetz. 
MaIß muß da schon sagen, daß diese Menschen 
wohl Anerkienmmg verdienen. Wenn also 
trotz alledem solch ein Aufbauwille V'ofihan­
den ist und die Menschen alles darans:etzen, 
um ,hie·r am Wiederaufbau, an der Sicberung, 
der Ernährung mitZJuarbeiten, dann wollen 
wir der Hoffnung Ausdruck geben, daß durch 
dieses ZusammengreHen alLer das Ziel auch 
erreicht wird. Wir müssen dann auch hoffen 
und erwarten, ,daß bei der Handhabung, bei 
der 'Durchführung der einzelnen Bestim­
mungen dieses Gesetzes das soziale Moment 
nach Möglichk,eit glewahrt werde. Vor allem, 
daß auch die Organisation, 'die ,hier notwendig 

ist, um ein solches Gesetz durchzuführen, eine, 
Planung und Lookung der Arheitskraft zu 
regeln, ni,cht ver'sagt,sondern so gestaltet 
werde, daß sie praktisch, einfach und leicht 
kontrollierbar ist und daß besonders auch 
bei niemande~ das Gefühl erw,eckt wird, daß 
er benachteiligt oder daß hier einseitig vor­
gegangen . würde. Dies ist '8!ußerordentliClh 
wichtig, da sonst ja der Zweck des Gesetzes, 
diese Arbeitskräfte zu sichern, nicht erreicht 
werden wür,de, wenn auf der anderen Seite 
infolge solcher Umstände die Arbeitsf.reudig­
keit sinken würde. 

ner Inhalt des Gesetzes, die einzelnen 
Paragraphen, sind durch ,die Verhandhmgen 
im NatiOlllalrat insoweit annehmbar, als sie 
Vorsorge treffen, daß in den einzelne,n Fällen 
dieses soziale Moment tatsäohlich gewahrt 
bleibt. Eine ganz.e Reih'e von Frauen und 
Männern, und vor allem soweit si·e krank 
oder invalid sind, w.erden von diesen Be­
stimmungen über die Heranziehung zur Ar­
beitsdienstpflicht ,ausgenQmmen, und ,es ist 
anzunehmen, daß' nac'h den Zusicherungen 
des Herrn Ministers für ,soziale Verw,altung 
auch den übrig.an Beden~en entsprechend 
Rechnung g,etragen wird. Das Gesetz i,st bis 
31. Dezember 1946 befristet. Es .ist wohl das 
ErfreuHchste an dem· ganzen -Gesetz, daß es 
nur für einen so kurzen Zeitraum gedacht 
jst, und mir wollen hoffoen, daß sich iln dieser 
Zeitspanne der Wiederaufbau östeneichs in 
einem Maße vollzogen hat, daß sich für die 
kommende Zeit die weiter,e Beibehaltung des 
Arbeitspfl.i'chtgesetzes erührigt. . 

Ich ,steUe dahe·r' den Antrag, der Bundes­
rat möge gegen den Ges·etzesbeschluß des 
Nationalrates keinen Eins,pruch erheben. 

Bundesrat Holzfeind: Hoher Bundesrat! Als 
die ersten Entwürfe über ein Arbeitspflicht­
gesetz in den K,ammem und Gewerkschaften 
erschienen, wurden in der Arbeiterschaft Be­
denmen laut, da e.in solches Gesetz als ein 
Ausnahmegesetz gegen die Arheiter- und An­
gestelltenschaft angesehen werden konnte. 
Das il1Jun vom Nationalrat beschlossene' und 
uns zur Bestätigung vorliegende Gesetz hat 
diese Bedenken zerstreut, da alle arbeits- < 

fähig,e.n Personen unter ~ie -Bestimmungen 
des .Gesetzes fallen. Ich habe bereits gestern 
in der SitZJung des Wirtschaftsausschusses an 
den Herrn Bundesminister für soziale Ve1'­
waltung die Frage gerj,(~htet, welche Vorsorge 
getroffen list,daß bei der Durchführung des 
Gesetzes alle arbeitsfäihigen P1ersonen erfaßt 
werden. Der Herr Bundesminister hat uns 
Aufklärungen erteilt und die V,ersicherung 
geg,eben, daß tatsächlich nicht nur die bei den 
Arbeitsämtern gemeldeten Arbeiter und An­
gestellt,en, sondern alle arbeitsfäh:igen öster­
reicher von diesem Gesetz erfaßt werden. 
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SoU das Gesetz entscheidende . Wirkung 
haben, dann muß damit eine dem Wieder­
aufbau österreichs dienende Lenkung de'r 
Arbeit.skräfte herbeigeführt werden. Aber 
eine solche Maßnahme müßte letzten Endes 
acheitern, wenn mit der Lenkung der Ar­
beitskraft ni~ht gleichzeitig eine Lenkung und 
Planung der gesamten Wirtschaft verbunden 
wäre. Die Erfas.s.ung .der Rohstoffe und der 
noch vorhandenen Werkzeugma.schinen, der 
Aufbau ,des Transportwesens. müßte Hand in 
Hand gehen mit dem richtigen Einsatz und 
der Verteilung der Arbeitskräfte. 

Namens der Sozialistischen Fraktion stelle 
ich an die Regierun.g das dringende Ersuchen, 
den vom Gewerk.schaftsbund einsti!nmig be­
seJIlossenenFordoerungen nach Wirtschafts­
pl8lIlJUJllg und V,erstaatliClhung der Schlüssel­
industrien endlich näherzutreten. Soll sich 
österreich ,aus dem wirtschaftlichen Nieder­
bruch, der dem verbre,cherischen Krieg 
naturnotwendig folgen mußte, w.ied.er er­
heben, dann müss1en nieht nur die Arbeiter, 
sondern alle Kreise der Bevölkerung zum 
Wiederaufbau he.rangeZJogen werden. Der 
überwältigende Teil d'er Arbeiter und Ange­
stellten h,at trotz schlechtester Verhältnisse, 
trotz Kälte lJIlld Entbehrungen zäh und unver-

beitsplatz und seinen Beruf selbst wählt, so 
ist damit ge.sagt, daß es auch zu den zwin­
genden Pflichten i'eder Gemeinschaft, also 
auch der staatl1chen, gehört, dem einzelnen 
Menschen bei der Suche illarJh eilIlem Berufe 
zu helfen. Da~u ist sicher eine gewisse Pla­
nung notwendig - ich sage: eine g,ewi:sse-, 
weil wir nicht glauben, d.aß rein zentra­
listische Maßnahmen eine wirkliche Plammg 
der Wirtschaft, die eine entspr~chende Dehn­
ba'rkeoit und Entwicklungsfähigkeit für die 
Zukunft !hat, erreiClhen kömnen. 

Zwang kann also in den Fällen der Ar­
beitssuchle und der Ber.ufswahl unserer An­
sicht nach nur ausnahmsweise Platz greifen, 
nur dort, wo ,er unbedingt notwendig ist -
wir glauben, daß ,ein solcher Fall hier vor­
liegt -, und nur so lange und nur so weit, 
als er notwendig ist. Im allgemeinen dürfen 
w:ir .annehmen, daß das GeS€tz diesen An­
Iorderungenentspdcht. 

Im besonderen möchte ich zru zwei Bestim­
mungen des Ges1etzes sprechen. Die erste ist 
der § 2, Absatz (4), über die Hera:nziehung 
der Jugendlichen. 

Das Gesetz sagt (Hest): 

drossen an dem Wiederaufbau ihrer Betriebe "Jugendliehe im Alter vom vollend~ten 
gearbeitet. Di,e Arbeiterklasse hat d.amit ein 16. bis zum vollendeten 21. LebenSjahr 
mor,alisclhes Recht erworben, zu fordern, daß können aus erzieherischen Gründen auch 
ihrem V,erlangen nach Verstaatlichung der in Gemeinschaftsgruppen zusammengefaßt 
Schlüsselindustrien und der herrenlosen Be- werden." 
triebe stattgegeben wird, um so mehr,als in I D· Z . lenfassun der Jugend in Ge­
diesen Fragen in der vom He'rrn Bundes- .le us,amn . t .g ht, Ne es _ sie er­
kanzler abgegebenen Regierungserklärung memschaftslagernhls m~:8 u, Wir 
durchaus positive Zusagen gemacht wurden. w~ckt 'und ßangd~:ne me t 'r·~n:st'neel.rrUeIl·lcgh~I:nS.~.he' Ju-

Wenn w:ir Sozral:isten heute dem Gesetz 
über die Arbeitsdienstpflicht die Zustimmung 
g.eben, so g'eschieht dies in der Erwartung, 
daß diesem Arbeitspflichtgesetz baldigst Ge­
setze folgen, die den Wünschen der ArbeHer 
und Angestellten in bezug ·auf Planung, 
Lenkung und Verstaatlichung der Wirtschaft 
Rechn~g tragen. (Beifall bei den Partei­
genossen.) 

Bundesr,at Dr. Lugmayer: Ich glaube, wir 
alle sind der Ansicht, daß das Recht, sich 
seinen Beruf und seine Arbeitsstätte nach 
eigener Entsoheidung zu wählen, zu den 
Grundrechten des Menschen gehört, die nur 
dann angetlastet werden dürfen, wenn ein hö­
heres Recht ühergreift. Na,ch den Ausfüh­
mngen des Herrn Berichte,rstatters und 
nach den ganzen Vorberatungen im Wirt­
schaftsaussohuß können' wir annehmen, daß 
in di'esem Falle eine soldIe befristete A us­
nahme gegeben i,st. 

W'enn ich sagte, es gehör,e zu den Grund­
rechten des Menschen, daß er sich seinen Ar-

<" 

WIssen, a . le gesam e 0 , v 

gend im System der nati()lnalsoziaHstisohen 
Herrschaft d.urch Gemei:nsClhaftslager dureh­
geschleift wurde und daß gerade diese Er­
ziehung mit dementsprechenden befehls­
haberischen Ton und den befehlshabe'l'ILs,ohen 
Manieren, die dazu gehören, dazu beige­
tragen hat, unsere österreichisClhe Jugend so 
zu ruinieren, .daß heoute große Kreise der 
Jugend nicht imstande Slillld, die n.eu er­
runge:ne Freiheit wirklieh als Freiheit zu ge­
brauchen. 

Es muß gesagt werden: Be,reits vor dem 
Jahre des Einbruchs des Nationalsozialismus 
wurden mit einer solchen - Gemeinschafts­
erziehung Ver,suche gemacht. Dieser Gedanke 
ist seit dem Jahre 1929 immer stärker ge­
worden seIt die österreichische Wirtschaft 
wie all~anderen Wirtschaften abgesunken 
ist. Wir hahen die Erscheinung gehabt, daß 
Jugendliche, die· arbeitswillig waren, auf 
Jahre hinaus keri:ne Arbeit finden ~konnten,. 
weil die Wirtschaft zu schwach war. Man hat 
sich dadurch zu heHeIIl gesucht, daß man 
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einen freiwillig.en Arbeitsdienst eingerichtet 
hat. Die Männer, die hier am W,erke waren, 
waren zum g.rößten T-eil der besten Absicht. 
Wir haben nicht die Zeit gehabt, festzustellen, 
welche tatsächlichen Enderfolge her,ll!usge­
kommen sind, weil die Entwicklung im 
März 1938 vorzeitig abge'brochen wurde. 
Wohl aber können wir feststellen, daß eine 
Reihe dieser ginr.ichtungen vielfach. dazu 
mißbraucht wurde, den NatiOllJalsozialismus 
in diesen Lagern zu verbreiten. Aus diesem 
Grunde ,sehen wir -solchen Einrichtungen mit 
großem Bedenk!en entgegen. Auch alUs einem 
anderen Grunde, der nicht pö'Iitischer NatJUr 
ist. Alles, was der freiwillige Arbeitsdienst 
zustande gebracht hat, war nichts anderes, als 
durch einige WochelIl eine bestimmte Gruppe 
von JugendHohen - und es waren oft recht 
alte Jugendliche dabei - dazu anzuleiten, 
wie man Straßen baut. Darum handelt es sich 
heute in erster Linie bei der Jugend nicht, 
sondern bei der Jugend handelt es sich heute 
darum, i,hr die MöglichkeH zu geben, wirk~ 
lieh in einen Ber.uf hine:ilnzuwachsen. 

umg,esetzt werden, daß seine Kompositionen 
tatsächlich auch aufgeführt werden sollte.n, 
dann wäre :er in großer Not, weil es _in Wien 
derzeit nur drei Notenstec.her· gibt,dieseine 
musikalischen Ideen auf Pa-pier brmgen 
können. Zur Zeit,als Mozart lebte und als 
Beethoven wirkte, da war ikJeiITer dieser Kom­
ponisten in Verlegenheit, mit seinen Werken 
auch in die Welt hinausrudringen, seine 
Melodien der öffentmchkeit zur Kenntnis zu 
bringen lIDd sie damit w.irklich in die Kultur 
einzubauen, weil es Notenstecher im über­
fluß gab. 

Wir müssen also auch deshalb dringend er~ 
suchen, daß vom dieser Maßnahme des Ge~ 
setzes, von diesen Hemeinschaftslagern, die 
im Absatz (4) des § 2 lerwähnt sind, nur in 
einem ganz. bescheidenem Ausmaß und auch 
nur in detIl dringoodsten Fällen .Gebrauch ge~ 
maßht werde, nioht aber, daß man diese Be~ 
stimmungen zum Ausgangspunkt nimmt, um 
wi-eder zu ,einer verfehlten Behandlung der 
Jugend zu kommen, wir müssen vielmehr 
dringend fordern; daß s1ch die zuständigen 

Es ist ja so, daß wir in österreich sehr viel Ministerien schon in allernächster Zeit damit 
von Kultur spreohen und daß wir auch sehr 
viel von UllSierer Geschmue-k,silldu.strie reden, beschäftigen, ein Berufserziehungsgesetz zu-
d · . Ab t kt' " , I d stande zu bringen, das es der J/u.g.end möglich le uns ennen sa zmar 1m ~usan . . . . 

. . . . macht, m BerlUfe hmelllzuwachsen, In denen 
schafft. SIcher 1st es -so, und es muß gesagt . . klo h t.h ff d I b k D b . . ~ SIe WIr lC St.; a enun e en anno as e-
werden, daß hler etwas gegeben Ist, WOZU! t. f .. d . P _ h 
wir nioht erst von vornherein eine große Pla~ raa so . en emen aragrap en. 

nung brauohen. Es lie~t j~ in der N~tur ~~ Dann möchte :ich no.,h zu § 13 sprech.en, der 
sere.s L~nd'es, .daß WH 11~. öst.e~relch .fur sieh mit der Auskl\lI1ftspflicht und den Kon~ 
solch.e D.mge ge~adezu p~adeshmert smd. trol1maßnahmen beschäftigt, und zwar finden 
We:nn WIr abe~ Imme~ WIeder von Kultur wir :hi-er zwei Oe,sichtspunkte Wf. Dieser A.b~ 
reden, dann mussen WIr .uns aber auch be- schnitt lautet (He-st): 
wußt bleiben, daß eine wirkUche Kultur nur 
dann aufr-echterlralten werden kann, w.enn 
eine genügende Z·ahl qualifizierter Arbeiter 
vorhand-en ist. A.uf was immer für ein Kultur~ 
gebiet man schaut, mög,e es skh auch um die 
größten Gelehrten oder Künstler handeln, 
man wird Kultur nicht zum AJusdruck bringen 
und also im Volk nicht wirksam werden 
lassen können, wenn die zur Durchführung 
notw,endigen Kräfte fehlen. 

Ich habe schon einmal tim Wirtschaftsaus~ 
schuß das Beispiel gebracht - dies ehen nur 
als ein vereinooltes Beispiel -, daß in öster~ 
reich sehr viel davOlll ge.sprochen wir-d, daß 
ein Hauptaktivum, das wlir rauf dem Gebiet 
der KuUur haben, unsere MusikpfI,ege ist. 
Tatsä0hHeh ist es ja so, daß das gan~e Aus­
land von der hohen Entwicklung der Musik 
bei uns entzückt ist und daß wir bisher von 
den Leistungen unserer musikaUschen Vor­
fahren, unserer großen Komponisten, gezehrt 
haben und auch heute noch z-ehren. Wenn 
heute aber ein neuer großer Komponist hier 
ill österreioh wäre, der es :Ilotwendi~g bätte, 
daß seine· Werke wirklich auch in die Tat 

"Alle P,ersonen, die ihren dauernd.en oder 
vorübergehenden Aufenth'alt im Bundes~ 
gebiet haben, sind verpflichtet, über all':' 
gemeine oder namenUi.,he AlUfforderung 
sich beim Arbeitsamt zu melden, diesem 
die ,erforderlioben Auskünfte zu' erteilen 
und ,auf V,erlangen persönlich beim Arbeits~ 
amt zu erscheinen. Ihnen kann di-e V er~ 
pfl.ichtung auferlegt werden, im Besitze 
eines Ausweises zu .sein, aus dem hervor­

. geht, daß sie einer ger-ergelten Beschäfti-
gung nachgehen oder sich be:iin Arbeits­
amt gemeldet haben. Alle öffentlichen und 
privaten Dienstgeber, die akaderniSC'hen Be~ 
hörden, die Sohulleitungen und die Berufs~ 
vertretungen der selbständig Erwerbs­
tätigen ,ei:nschließlich der Angehörigen der 
freien Berufe smld gehalten, über Anord. .. 
nl1llg des Landesarbeitsamtes bei der Aus­
stellU!llg dieses Ausweises mitzuwirken und 
den soust an .si,e in Durchführung dieses 
Gesetzes gerichteten Er,suchen des Landes~ 
arbeitsamtes oder Arbeitsamtes zu ent-
iSP rechen." 
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Hoher Bundesrat! Es ist ja bekannt, daß 
alle behördlichen . Maßnahmen, die darauf 

'hinausgehen, die Bevölkerung mit Ausweis­
papileren zu, versorgel11, in der. Bevölkerung 
größten psycholog.ischen Wider.stand hervor­
rufen. Fß i.st ja ,im allgemeinen so, daß der 
Sta.atsbürger mit dem Behördenapparat 
eigentlich nur in unliebsamen Fällen in Be­
rührung kommt. Gerade in der heutigen Zeit 
sind wir aber sehr darauf ~geWliesen, sämt­
liche positiven Impulse zu beachten, die bei 
diesem geschwäohten Gesundheitszustand der 
Bevölkerung, den Ihnen der Ber,ichterstatter 
ja geschildert hat, immer noch vorhanden 
sind, und wir müssen daher damuf ac.hten, 
durch bürokratische Maßnahmen diese Im­
pulse nicht zu lähmen. Wir müssen daher 
sehr darum bitten, diese Bestimmungen der 
Gesetresvorlage mögen so durchgeführt we·r­
den, daß hier richtig dezentralisiert wird, 0800 

daß hier nicht die üblrichen Er:scheinungen 
eintreten" daß die Leute ,sich anstellen 
müssen, daß sie hin- und hergeschickt wer­
den usw. 

Ich nehme zur Kenntnis, daß d'er Herr 
Sozialminist.er ,im WiirtsClhafts,auSiSchruß be­
friedigende Erklärungen darüber abgegeben 
hat. Ich nehme auch zur Kenntnis, daß, ob­
wohl der gegenständliche ParagI'l8.ph allge­
mein abgefaßt ist und also eigentlich alle Per­
sonen, die jÜJngsten und die' älte,sten Leute, 
betrifft - es heißt Ihier "alle p'erSO!l1en, die 
ihren dauernden oder vorübergehenden Auf­
enthalt im Bundesgebiet ha'ben" -, der Kreis 
der heranzuziehenden Personen nur der i'st, 
der durch die anderen Plaragraphen enger 
umschrieben ist, damit ni,cht etwa bei der 
Durchführung die Eroscheinung zutage tritt, 
daß 'alte Leute zum Arbeitsamt gescMeppt 
werden oder dooh eingeladen werden, dort zu 
erscheine:n, bloß um w.ieder ein Ausweis­
papier in die Hand zu bekommen. 

Lobend möchte ich die Einschaltung der 
Schulen in dem Sinne hervorheben, der im 
zwei,ten Teil . dieses§ 13 zum Ausdruck 
kommt, wonach {lioest) "alle öffentlichen und 
privaten Dienstgeber, die akademischen Be­
hörden, die Schulleitungen IUlld die Berufs­
vertfietungen der se]J>ständig Erwerbs­
tätigen usw." mit den La!l1desarbeitsäfutern 
und Arbei,tsämtern Hand in Hand wirken 
müssen. 

Ich begrüße dies als einen positiven Be­
standteil dieser Gesetzesvorlage dahin, auch 
das g,esamte Schulwesen mit dem gesamten 
.Leben in eine stärkere Verbindung zu 
briiIlgen. Ich Istelle mir ja ,auch vor, daß die 
künftige Entwicklung unseres Schulwesens so 
sei:n wiI~d müssen, daß nicht das Leben in die 
Schule ihineingezerrt wird,' Isond~rn daß die 

"-

Schille in das Leben hineingebaut wird, das 
heißt also, daß über die Jugend von der 
Schwe Ms zur Reife des wahlfähigen Alters 
dauernd Evidenz geführt wird, und zwar von 
jener Schule, die zuletzt besucht" wurde, da­
mit man weiß, in welche Ber:ufslaufbahndie 
betr:effenden Schüler hineinwachsen konnten. 

In d1esem SiQl11e begrüßen wi.r die Bestim­
mUlllgen, die leip.eflSeits eine Dezentr,alisierung 
des ganzen Kontrollapparates ermögliethen 
und ~um anderen TeU die Möglichkeit geben 
sollen, daß auch die Schule in ,einen in­
nigeren ZlUsammenhang mit der Arheitsver­
mittlung und der Berufsberatung kommt. 
(Starker BeifIall bei den Bundesrätoo der 
österreichischen Volkspartei.) 

Der Beriöhterstatter MantIer v,erzic.htet auf 
d3ls Sc.hlußwort, worauf sein Antrag, gegen 
den Gesetzesbeschluß . ke i n e n E i n­
s p r u c h 7Jueriheben, a n ge n 0 m m e n 
wird. 

Der nächste Punkt der Tagesordnung ist 
der Oeset2)csbeschluß des Nationalrates ,vom 
19. Fehmmr 1946, betreffend das Bwndes­
-gesetz über dj,~ Besorgung der Geschäfte der 
oberstm Bundesverwaltung. 

Berichterstatter Weinmayer: Hohes Haust 
Der Nationalrat hat uns ein Gesetz über die 
Be,sorg.ung der Geschäfte der obersten 
Bundesverwaltung zur Stellungnahme über­
mittelt. Dazu ,ist !l1ach dem Motivenberi~ht 
folgendes zu bemerken: 

Nach d,enBestimmungen des Artikels 77, 
Abs. (2), des Bundes-Verfassungsgesetzes in 
der F:assung von 1929, werden die Zahl, der 
Wirkungsbereioh und die Einrichtung der 
Bundesmirnisterien durch ,Bundesgesetz be­
stimmt. H1s zum 1;J. !März 1938 galt in dieser. 
BeziehUlng die ge:setzesvertretende Veroro­
nung der Bundesregi1erung Vlom 9. April 1923, 
B . .0. BI. Nr. 199, über die Besorgun.g der 
GesClhäfte der obersten Bundesverwaltung in 
der dur,ch das Bundesgesetz vom 2. August 
1927, B. .0. BI. Nr. 264, abgeänderten Fas­
sung. 

Durch die Neubildung oder Bundesregierung 
hat 's1ch we Notwendigkeit ergeben, gewisse 
Bund'e.sministerien neu zu errichten, bezie­
hungsweise bestallldene Staatsämter 'rusam­
menzulegen UIll~ .schließlich die Namen ein­
zelner Bundesmilnisterien :zu ändern. 

Ich bringe Ihnen jetzt den Wortlaut des 
vom Nationalrat beschloss,enen Gesetzes ZUl 

Kenntnis. 

Der Beriöhterstatter verliest aus 46 der Bei­
lagen zu den stenographisehen Protokollen 
des Nationalrates di,e §§ 1 bis 4 und stellt im 
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Namen des Ausschusses für Verfassungls- und 
Rechtangelegenheiten . den A n t r ,a g, gegen 
das Gesetz k ei 'll e:n Ein s p r TI c h zu er­
heben. 

merk verlangt. Zweirtens wird, entgegen den 
ursprüngli,chen Bestimmungen, die j.a im 
übrigen weHer bestehen bleiben, und zwar 
wiederum nur für die augenblicklichen außer­
o~'dentlichen Verhältnisse, für die Ausstel­

Der Antrag wird an gen 0 m m e n. lung des Sichtvermerkes die Zuständigkeit 
Der nächste Punkt der Tagesordnung ist des Burudesministeriums für Inneres fest­

der Ge.setzesbeschluß des Natio.nalrates vo.m gelegt, wähflend seinerzeit ursprüngHch vor-
19. Februar 1946 über das Bundesverfassungs- gesehen war, .daß die Bezirksverwal!l:ungs­
gesetz, betreffend die Alurhebrung des Wieder- behörden, beziehUingswe.ise dort, wo staat­
verlautbarungsgeset:res. liche Po.lizeistellen bestehen, diese die Ge-

Berichterstatter Weinmayer: Uns liegt nehmigung .edeilen können. SCihließlich wird 
heute das Bundesv,erfassungsgesetz, betref- genau so. wi.e fifr diese zwei Komplexe des 
fend die Aufhebung des WiedeTvedaut- Fernverkehrs, wie wir es bezeichnen wollen, 
barungsgesetzes zur Genehmigung vo.r. Der auch für den kleinen Grenzverkehr eine 
AllHerte Rat für österr.eich hat beschlossen, Sondergenehmigung vo.rgeschrieben. Seiner­
daß das Wiederverlautbarunglsgesetz wegen zeit war von den Alliierten in den Bespre­
Unvereinbarkeit ,mit der gewaltentrennenden chUlngen gefordert worden, daß auch in die­
parlamentarischen Demokr.atie ·aufgehoben sem Fall nur das Bundesministerium für 
werde. Diesem Wunsche trägt das vom Inneres diese Genehmigun.g erteilen dürre. . 
Nationalrat be·schlossene Verfassungsg,esetz Das ,ist j,edoch dahingehend abgeändert wor­
ReClhnung. Das Gesetz hat folg·enden Wort- den, daß .auch jene Stellen, die vom Bundes­
laut (verliest die §§ 1 und 2 aus Beilage 41 minis.terium für Inneres damit beauftragt 
zu den stenographischen Protokollen des werden, zuständig .sind. 
Nationalrates). . 

. ., Der AUSSCIllUß hat sich auch mit der Frage 
. Her Verfassungsausschuß .hat~lch lill sel~ler beschäftigt ob es nicht möglich wäre, die 

ge.stri~en. !:)it~ung mit dles~m Uesetz belaßt j Landesregi~erun.g.en mit de~ Erteilung der 
und emsbmmI.g beschlossen, dem. Hohen Bun- Ausrei.s.e- und Einreisesicihtvermerke ZlU be­
desrat zu empfehlen, gegen dIeses Gesetz trauen. Nacll den Berichten, die uns geg,eben 
k ein e n Ein s pr u eh zu erheben. wurden, ist das gegenwärtig nicht möglich, 

Her Antrag des BerichtterstaUers wird da die Allii,erten aur ihren iri dem 'Ges-eti 
a n gen 0 m m e n. vorgelegten Bestimmungen bestehen. Ebenso 

Der rolgende Punkt der Tagesordnung ist Ilä~t s~?h ~omentan ~m kleinen .. G~,enzverkeh.~ 
der Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom mit Ru?ksl,cht auf .. dl~ gege~wal"bg~.n außeI 
19 F b 1946 b t W d . BU!Ildes ordenthchen Verlhaltmsse keme ErleIChterung . e ruar ,e reuen eIn. I -

b erreichen. gesetz, womit .das Gesetz vom 12. Septem er 
1945, St. G. BI.' Nr. 180, betreffend das Paß­
wesen abgeändert und ergänzt wird (Paß-
gesetz-Novelle). " 

Berichte~statter Dr. Hiermallll: Hoher Bun­
desrat! Die Provisorische Staatsregierung 
hatte bereits in einem Paßges-etz die Forma~ 
Jitäten des Paßwesens und des Ausla.IlJdsver­
kehrs geregellt. Di,eses Ges.etz .bat wohl die 
Zustimmung der Alliierten ge f'und'en , dOM 
wurde die Genehmigun.g von gewissen Bedin­
gungen abhängig gemacht. Diese Bedingungen 
sind nun in dem Gesetzesentwurf, wie ,er uns 
vom Nationalrat unterbreitet wurde, erfüllt. 
E-s sind dies im. großen und ganzen drei 
Punkte: Zunächst einmal die Forderung, daß 
für Jedes Verlassen d.es Bundesgebietes und 
für jede Einreise in das Bundesgebiet ein 
A rusreise-, beziehungsweise Einreisesich tver­
merk erteilt werden muß. Während im alten 
p.aßgesetz lediglich der Besitz des Passes 
vorgeschrieben war, wird jetzt in einem be­
sonderen Paragraphen für die Hauer der 
gegenwärtigen außerordentlichen Verhält­
n.1SiSe dieser Einreise- und AusreisesiClhtver-

Namens ·des Ausschusses !stelle ich. den 
A n t r a ,CY der Hohe BWldesrat möge gegen 
den v6rli~gellden GeSoetzesbeschluß k ein e n 
Ein s p r u eh erheben. 

.Der Antrag des Berichterstatters wird a H­

gen 0 m me n. 

D-er nächslte Punkt der Tagesordnung ist 
der Oe,setzesbe13chluß des Nationalrates vom 
19. Februar 1946, betreffend d.alS Bund,es­
gesetz über die Unters.agung der Auszahlung 
von Dividenden für dals Geschäftsjahr 19,14 
und die Vergütung- von Einlagezinsen fiil; 

das Kalend·erjaihr i945 (Zinsenstreichungs-
gesetz). . 

Berichterstatter Dr. Lugmayer: Hoher 
Bundesrat! ne·r Motivenbericht, den die 
Bundesregierung der Vorlage beigeg,eben 
hat, lautet in seinem wesentlichen Abschnitt 
(l:iest): 

Da die Kriegser.eignisse rast allen Ullter­
nehmullCYe:U schwere wirtschaftliche Wun­
den zugefügt haben, läßt es' sieh nicht 
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verantworten, daß für das Geschäftsjahr 
1944 Dividenden ausgeschüttet werden. 
Durch die Zuweisung des Reingewinnes 
1944 an die Re.serven der Unternehmun­
gen soll denselben der W·ieder.aufbau und 
die Ing,ang:setzung der Wirtschaft erleich­
t'ert werden." 

Es handelt ·sich ·also um ,einen besonderen 
~ingdff der Gesetzgebung .in die Wirtschaft, 
mdem durch das Gesetz di,e J(apitalbesitzer 
gewungen werden, ihren Anspruch, den sie 
an die Gew.innaUISschüttung erheben, nic.ht 
nur gutzuschreiben, sond,er:n einfach ablJu­
buchen. I,ch muß sagen, daß das ;ein ganz 
besonderer Fall ist, der in unserer Gesetz­
gebung erscheint, und der wert ist, auoh 
grundsätzlich besprochen zu werden. 

führten Jahr keine Kapitalgewinne ausge­
schüttet .. werden I{Ölllnen,sondern dem Ar­
beitsprozeß weiter zur Verfügung gestellt 
werden. Ich .muß sagen, daß das zugleich eine 
KapitalsveI'isicherung für den Kapitalsbesitzer 
selbst ist, d,enn dadurc.h, daß das Unternehmen 
durch Rücklagen ,gestärkt wird, erhält er bes­
sere Aussioht, später etwas zu el'lhalten. 

Der zweite Teil des Gesetzes beschäftigt 
sich mit einem anderen Kapitalerträgnis, mit 
den Zinsen für Einlagen. Es heißt in § 2 
(liest) : 

"Kreditunternehmung,en dürfen für das 
Kalenderjahr 1945 für Einlagen jeder Art 
keine wie immer geartete Vergütung (V,er­
zinsung) leisten. Soweit eine Vergütung 
(Zinsen) bezahlt worden ist, Ihat es dabei 
sein Bewenden." Wir sind der überzeugung, daß in den 

.großen A'UJseinaJIlder.setmmgen, die seit Jahr­
hunderten zwischen Arbeit und Kapital statt- Es fällt uns auf, daß die beiden Gattungen 
finden, beide Teilnehmer eines wirtsohaft- des Kapita'lgewinns hier verschieden behan­
lichen P~ozesses ihre bestimmten Rechte delt werden. In dem einen Foalle haben wir 
haben, daß aber die Ansprüche der Arbeit sogar eine Rückzahlung:spflicht, ,tmzweiteon 
vor den AUlSprüchen des Kapitals insofern Falle naben wir keine Rückzahlungspflicht 
rangieren, als der Kapitalbesitzer, der der der sClhon ausgezahlten Zinsen. Weder der 
Wirtschaft sein Vermög.en zur Verfügun.g Ausschuß des Nationalr.ates nooh der Wirt­
stellt, dafür, daß er dies mit Risiko tut, dieses schaftsauSischuß des Bundesrates' hat an 
Risiko auch v·ergütet zu bekommen hat. die,ser verschiedenartigen Behandlung An­
Wenn aber Umstände ,eillllreten die dies stoß genommen, wohl ,in der Erwägung, daß 
nicM möglioh erscheinen la'8sen 'das heißt es sich im zweiten Falle um viele kleine 
daß entwed,er die Arbeit zu sta;k oder daß Sparer handelt, bei denen es technisch nicht 
die Wirtschaft insgesamt darunter leiden dafürsteht, sie zur Rückzahl~ng de~ Zinsen 
würd,e, so muß zunächst, wie es hier die I zu ~eranlassen. Es brau(;ht~lcht weIter aus­
Regiel'lungsvorlage vorschlägt) der Kapital- g~fuhrt z~ werden, daß dIe Lage ~serer 
besitzer Verzicht leisten. Insofern verdient wll'tschafthchen Unternehmungen so 1st, ,daß 
d!e Vorlage auch ein grundsätzliches Wort. der Satz, den ich aus dem Motivenberichte 

angeführt habe, volLständig beTechtigt ist. 
Die Vorlage teilt sich in zwei Teile. Im 

ersten Teile werden jene Kapitalgewinne be­
rücksichtigt, die wir gewöhnlich ,als Dividen­
den bezeiohnen. (Liest:) 

"Für das Geschäfitsjahr 1944 können die 
Hauptversammlungen der Aktiengesell­
scharten, wlekhe über die GewinnverteHung 
beschließen, nur die Zuweisung des ausge-

. wiesenen Reingewinnes an die Rücklagen 
der Unternehmungen anordnen." 

Das heißt: diese Gewinne, die nicht ausge­
zahlt werden, werden zur Verfügung gestellt, 
mll der arbeitenden Gesellschaft die Möglich­
keit des Weiterarbeitens zu geben, ·sowohl 
dein betreffenden Unternehmen selbst wie 
allen Arbeitern, die daran beteiligt sind. Es 
heißt dann weiter (liest): 

"Wenn eine Hauptversammlung einen 
GewinnverteHungsbesohluß bereits gefaßt 
hat, ist dieser ungültig. Ausbezahlte Divi­
deilden sind zurückzuerstatten." 

Es i.st hier also eine vollständige Bereini­
gung .geplant, insofern als in diesem ange-

Ich habe dalher nur die.Pflicht, namens des 
Ausschusses dem Bundesrat vorzuschlagen, 
gegen den Gesetzentwurf k ein e In E i n­
s p r u c h 1JU erheben. 

Der Antrag des Berichterstatters wird a n­
genommen. 

Der nächste Punkt der Tagesordnung ist 
der Gesetzesbeschluß d,es N.ationalrates vom 
19. Februar - 1946, betreffend ,ein Bundes­
gesetz, womit das Filmwüts,chaftsgesetz vom 
10. Juli 1945, St. G. BI. Nr. 83, aufgehoben 
wird. 

Berii.c.hter,statter Breinschmid: Hoher 
Bundesrat!' Die Vorlage betrifft die Auf­
hebung des Filmwirtsohaftsgesetzes vom 
10. Juli 1945, des.sen Zweck es war, die Ein­
fuhr ausländisCiher FilmeZlu beschrän~en, be­
ziehungsweise den Verleiherlös ausländischer 
Filme in irgendeiner ·Form der Herstellung 
österreiehischer Filme teilweise dienstbar zu 
machen; darüber hinaus sollten materielle 
Sicherungen für die Herstellung und Aus­
führung einer eigenen "österreichi:schen 
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Woöhemmhau" geschaffen w,erden. Die V or- dürfnis, fleißig zu tan1zen, und weiter keinen 
sc-hriften Jehnten sich inhaltlich an die Ge- and'eren Interessen dargestellt Wlird. Damit 
setze vor 1938 an. wurden eben ,ganz falsche Vorstellungen von 

Die Aufhebung dieses Oesetze·s stellt für 
die österreich ische Filmwirtschaft keinen 
Idealrustand dar. Die Situation e'rhei'8cht aber 
von uns die Zustimmung. 

Der Ausschuß für wirtschaftliooe Ange­
legenheiten hat .in seiner gestrigen Sitzung 
die Regierung.sV'Orlage beraten und stellt den 
A n t rag, der Hohe Bundesrat möge gegen 
die Vorlage kein e n Ein s pr u c h er­
heben. 

Bundesrat Beck: Ber F.hlm hat fraglos eine 
große wirtschaftliche Bedeutung - mit dieser 
Seite des Filmwesens beschäftigt sich ja 
dieses Gesetz -, daneben kommt dem Film 
und dem KJno, in dem die Filme vorgeführt 
werden, natürlich aber aI1.um eine Bedeutung 
auf einem ganz anderen Gebiet zu. Wir 
wissen, daß der ,FiJm heute für di'e geistige 
und die charakterliche Haltung ,eines großen 
Teiles der Bevölkerung von aussohdaggeben­
der Bedeutung ~st. Nun erinnern wir uns mit 
Schaudern daran, welchen verheerooden Ein­
fluß wä'hrend der Nazizeit die Glorifizierung 
des Kri.eges durch d.en Film auf dite Bevöl­
kerung ausgeübt hat. Ich persönlich erinnere 
mich mit SCihaudeTn daran, in welcher Art 
die Bevölkerung durch das' Kino von den 
Schrecken des Krieges abgelenkt wurde. Die 
Kinos mußt.en zu allen Zeiten offenbleiben, 
auch allS schon alle anderen Möglichkeiten 
des Kulturlebens absolut UIIlterbunden waren. 
Die letzten Detonationen der iBomben waren 
bei einem Angriff noch nicht verklungen und 
die Leute w,a~en schon w.ieder angesJelH, um 
nur ja nicht die nächste Kinov'Ürführung zu 
versäumen. 

Ich selber bin kein eifriger Kinogeher, ich 
erinnere mieh aber mit Schrecken 'aJuch an 
die Geschiootsfälschungen, die in den ver­
schtedenen Filmoo. zutage getreten sind .. Vor 
allem denke ich da an einen deutschen Kolo­
nialfilm, dessen Name mir nur entfallen ist, 
mit dem bewiesen werden sollte, daß die 
Deutschen nut wegen der Quats-chbud,en, 
also wegen des Parlamentarismus, nie zu 

. Kolonien kommen konnten - im Gegensatz 
zu den bösen Engländern. Den Herstellern 
.dies~s Films scheinleben entg.angen zu- sein, 
daß die .ffin.gländer die älteste Demokratie 
und damit das älteste Parlament in Europa 
haben. Oder ich denke taneinen anderen 
Film - "Der Tanz mit dem Kaiser" hat er 
geheißen -, mit dem vtelleicht eine der inter­
essantesten Fiwuren der Habsburger, Josef 11. 
- der ja der typische Vertreter der Geistes­
rirJhtung des aufgeldärten Abso\utismus ist-, 
aus:schließlich als junger Mann mit dem Be-

diesem Manne .erweckt. 

Wir sehen ,aber auch heute wieder seichte 
und seichteste FiLme, vielfaich ausländiscben 
U rspl~ungs, in denen das arme Mädchen bloß 
deswegen, weil es ,einige Glyzerintränen 
fallen läßt oder ,schön getuschte Wimpern 
hat, sofort dn .das P,aradies eines parasitären 
I.ebens eingehen kann, womit die Bevöl­
kerung aber eben von den ErkenntniSlS·en 
über die Grlmdl,agen unseres heutigen Lebens 
und damit von all dem absolut abgelenkt 
wird, w,as uns den Wiederaufhau ermög­
lichen wird. 

Daher ist es sehr begreiflich, wenn es 
ilmser Interesse sein muß, di'e Filmw,irtschaft ' 
hier in österreich w.ieder weitestgehend 
selbst d:ahin beeinflussen zu können, daß sie 
lms.eren ß.edürfnLssen Rechnung tragen kann. 

Wir wissen, daß der gute alte österrei­
chi.sche Film ein weitaus höheres Niveau ge­
habt hat aI.s viele ausländische Erzeugnisse, 
und gerade daraus ergibt sich auch die große 
wirtschaftliche Bedeutung der österrei­
c:hischen Filmproduktion. 

Wtir werden diesem .Geset'z unsere Zustim­
mung geben, wir werden aber ein wachsames 
Auge l3uf di,e Entwicklung des ganzen Film­
wesens in österreich haben müssen. Mit Be­
friedigung haben wir ztUr Kenntnis genom­
men, daß BUilldesminister Dr. F lei s c h­
,a c k er gestern im AUlSiSChuß für wirtschaft­
liche Angelege1nheiten die Z.usiche:t;ung g.ege­
ben hat, die Produktion des ,guten österreich i­
schen Films so weH als möglich zu fördern. leih 
glaube, diese Angelegenheit ist ziemlich be­
deutungsvoll, 'lmd wir we~den also, obwohl 
wir diesen:'l Gesetz der Situatioo entsprechend 
unsere- Zustimmung geben und geben 
müssen, der östeneichiisooen Filmwirtschaft 
doch unser besonderes Augenmerk zuwenden 
müssen. (Lebhafter Beifall bei den Sozia­
listen.) 

Bei der Abstimmung wird der An t rag 
des BerichterstaUerts, gegen den Gesetzent­
wurf ikeilnenEinspruch 1JU erheben, a n g e­
n omm·en. 

Der letzte Punkt der Tagesordnung ist .der 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
19. Februar 1946, betr,effend ein Bundesgesetz 
über die Aufhebung des Gesetzes vorn 
24. Juli' 1945, St. G. ,BI. Nr. 97, betreffend 
reichsdeutschen Bergwerksbesitz in der Re­
publik österreich. 

. Berichterstatter Grossauer: Der vorlie­
gende Gesetzentwurf betrifft die Aufhebung 
eine's Gesetzes, das die provisorische Staats-
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regierung am 24. Juli 1945 wegen des reichs- Der Ausschuß dels Bundesrate·s für wirt­
deutschen Bergwerksbesitzes in der Republik 'schaftliche Angelegenheiten hat diese Re­
österreich erlassen hat. ~gierungsvorlage ohne Debatte zur Kenntnis 

Dieses Gesetz, das in hervorragender 
. We1se den Bedürfnissen unseres arg be­
drängten Vaterlandes Rechnung tragen sollte, 
fand nicht die Anerkennung und Zustimmung 
des Alliierten Rates und wird nun auf dessen 
Verlangen wieder aufgehoben. Der Gesetz­
entwurf lautet: (liest die §§ 1 und 2 aus 
38 d. B. zu den stenographischen Protokollen 
des Nationalrates.) . 

genommen, und ich bin be,auftragt, den 
Bundesr.at zu ersuchen, diesem Gesetzentwurf 
in Anbetracht der tatsächlichen Verhältnisse 
die Zustimmung nicht ZiU versagen. 

. Der Antrag des Berichterstatters wird a n­
genommen. 

Die Tagesordnung ist er s eh Ö p f t. Die 
n ä eh s t e Si t zu n g wird auf sc h r i f t­
l ich e 111 Wege einberufen werden. 

SchlUß de:r Sitzung: 16 Uhr 20 Minu~en. 

Druck der österreichischen Staatsdruckerei. 1915 46 

• 
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